
Hauptschwerbehindertenvertretung 
für die Behörden, Gerichte und nichtrechtsfähigen Anstalten  
des Landes Berlin  

 
GeschZ. (bei Antwort bitte angeben) 

 HVP 1.Rds 
 Bearbeiter Fr Ratsch 
 Dienstgebäude: Berlin-Mitte 
 Klosterstraße 47, 10179 Berlin 
 Zimmer 1117 
 

 

Telefon  
 

(030) 90 223-1999 
 

 

Fax 
 

(030) 90 28 – 4414 
 

 

Vermittlung 
 

(030) 90 223-0 
 

 

Intern 
 

9223-1999 
 

 

E-Mail 
 

susann.ratsch@ 
hvp.berlin.de 

 
 

Internet 

 

www.berlin.de/hvp 

«Anmerkung_RS» 
 

Datum 
 

11-2016 

 
 

Rundschreiben Nr. 11-2016 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 

wie im letzten Rundschreiben berichtet, ist unsere langjährige Mitarbeiterin, Fr. Hartlieb, zu 
neuen Ufern aufgebrochen“. Hierfür wünschen wir ihr auch nochmals alles Gute und viel 
Erfolg.  
Ihre Aufgaben werden nun von Fr. Susann Ratsch wahrgenommen. 
Fr. Ratsch hat ihre Ausbildung zur Verwaltungsfachangestellten bei der Senatsverwaltung 
für Inneres und Sport absolviert und war danach beim örtlichen Personalrat in der Ge-
schäftsstelle tätig. Auf Grund verschiedener Umstände kam der Wechsel dann für alle 
sehr plötzlich und unvorbereitet. Wir bitten daher darum, mögliche Fehler schon vorab zu 
verzeihen… WIR sind alle bestrebt den bisherigen Service in gewohnter Qualität für Sie 
aufrechtzuerhalten.  
 

Unser Rundschreiben finden sie auch im Internet: 
www.berlin.de/hvp/rundschreiben 

Themen des heutigen Rundschreibens: 
 

● Muss man Weihnachtsgeld zurückzahlen? 

Gewährt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern ein Weihnachtsgeld, ist die Freude bei den 
Beschäftigten in der Regel hoch. Doch was passiert, wenn ein Arbeitnehmer aus dem Un-
ternehmen ausscheidet? Muss er in diesem Fall das Weihnachtsgeld zurückzahlen? 
 

● Betriebsrente mit Abschlägen stellt keine Benachteiligung wegen Behin-
derung dar 

Sieht eine Versorgungsordnung bei der Inanspruchnahme der Betriebsrente vor Erreichen 
der üblichen, „festen Altersgrenze“ Abschläge vor, liegt darin keine unerlaubte Benachtei-
ligung wegen einer Behinderung. 

«Versandgruppe»           «Rundschreiben» 
 
«DienststelleInstitutionFirmaOrganisat» 
«Abteilung» 
«Funktion» 
«Tätigkeit» 
«Anrede»n «Titel» «Vorname» «Name» 
«Dienstanschrift_Frankierpost_Straße» 
«PLZ» «Ort» 

http://www.berlin.de/hvp/rundschreiben


● Ist der Weg von der Arztpraxis zur Arbeitsstätte ein versicherter Wegeunfall? 

Viele kennen die Situation: vor der Arbeit noch schnell zum Arzt fahren, um möglichst wenig Zeit 
zu verlieren. Der Arztbesuch und die damit verbundene Verspätung des Arbeitsbeginns ist mit dem 
Arbeitgeber abgesprochen. 

Was aber, wenn auf dem Weg vom Arzt zur Arbeitsstätte ein Unfall passiert, bei dem der 
Arbeitnehmer so schwer verletzt wird, dass er ins Krankenhaus eingeliefert werden muss - ist das 
ein sogenannter Wegeunfall, für den die gesetzliche Unfallversicherung eintrittspflichtig ist? 

● Bundesteilhabegesetz und Nationaler Aktionsplan: Gut gemeint, nicht gut 
gemacht? 

Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) und dem Nationalen Aktionsplan (NAP) 2.0 hat das 
Bundeskabinett Ende Juni 2016 zwei wichtige behindertenpolitische Vorhaben beschlossen. Das 
erklärte Ziel ist, den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen, die Inklusion in Deutschland weiter zu 
verbessern und Menschen mit Behinderungen mehr Selbstbestimmung und Teilhabe zu 
ermöglichen. Die Betroffenen sind wenig begeistert von dem Gesetzespaket, das über zehn 
Millionen Menschen mit einer amtlich anerkannten Behinderung betreffen wird, davon rund 7,5 
Millionen Schwerbehinderte. (dbb magazin September 2016) 

● Eine Frage an……Dr. Jürgen Schneider, Beauftragter des Landes Berlin für 
Menschen mit Behinderung 

dbb magazin: Herr Dr. Schneider, Sie haben die Aufgabe, darauf hinzuwirken, dass Menschen mit 
Behinderung im Land Berlin ohne Diskriminierung leben und die städtische Infrastruktur vom 
ÖPNV bis zu Informations- und Kommunikationseinrichtungen barrierefrei nutzen können. Ist 
Berlin tatsächlich eine barrierefreie Stadt, und vor allem: Ist sie das auch für die wachsende Zahl 
der behinderten Seniorinnen und Senioren? (dbb magazin September 2016) 

● Ja, ich bin behindert - aber deswegen will ich keine Sonderstellung 

Ich bin ein Mensch, wie jeder andere auch. Nur eben anders. 

Wie ist das Leben mit einer Behinderung, die man nicht sehen kann - und die einen trotzdem im 
Alltag einschränkt? Davon und welche Raktion sie auf ihre Behinderung gar nicht leiden kann, 
erzählt unsere Communityautorin Lisa Mücklich. (Edition F) 

● Rundschreiben I Nr. 16/2016 

Zum Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 08. April 2016 hinsichtlich des Zeitpunkts der 
Beteiligung der Beschäftigtenvertretungen an dienstlichen Beurteilungen. (SenInnSport) 

● Pressemitteilung 115/2016 vom 21.09.2016 

Zehn Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen 

Das DOSB-Projekt „Qualifiziert für die Praxis: Inklusionsmanager/innen für den gemeinnützigen 
Sport“ hat das Ziel, die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen nicht nur im Sport, sondern 
auch im Arbeitsleben zu verbessern. (DOSB) 

● Stellenausschreibung des LSB Berlin 

Der Landessportbund sucht zum 01.01.2017 für die Abteilung Sportentwicklung eine/n Sport-
Inklusionsmanager/in. (LSB Berlin) 

 



● Dies und Das 

- Fotowettbewerb „Mensch - Arbeit - Handicap“ 
- „Ordnungsamt-Online“ jetzt auch als App verfügbar 
- Ohne Rezept dürfen Arzneien nur im Notfall ausgegeben werden 
- MDR in Leichter- und Gebärdensprache 
- Erfolge bei den Paralympics 2016 
- Rechtsberatung 

● Weihnachtsgruß der Hauptvertrauensperson und ihrem Team 

● Flyer und Broschüren 

Informationen von Vereinen und Verbänden, vom Integrationsamt oder von Unternehmen 
und Firmen in uns zur Verfügung gestellter Auflage. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

Sabine Schwarz 
Hauptvertrauensperson ■ 



Rundschreiben Nr.: 11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: REHADAT, SenInnSport, bizepts 

Dies und Das oder in Kürze mitgeteilt 

1. Fotowettbewerb "Mensch - Arbeit - Handicap" 
Die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege hat den 
Fotowettbewerb "Mensch - Arbeit - Handicap" ausgelobt und will damit einen Beitrag 
zur inklusiven Arbeitswelt leisten. 
Auf den Bildern können zum Beispiel Stärken von Menschen mit Behinderung, 
Barrierefreiheit oder Selbstbestimmung und Selbstverständlichkeit der Teilhabe am 
beruflichen Leben dargestellt sein. 
Eingereicht werden müssen die Bilder bis zum 31. Mai 2017. Insgesamt sind 
Preisgelder in Höhe von 22.000 Euro zu gewinnen. 
alle Details finden Sie im Internet unter dem Link: www.bgw-online.de/DE/Medien-
Service/Fotowettbewerb/Fotowettbewerb_node.html  

■ 

2. „Ordnungsamt-Online“ jetzt auch als App verfügbar  
Bereits seit letztem Jahr können Bürgerinnen und Bürger online unter 
https://ordnungsamt.berlin.de schnell, komfortabel und unabhängig von 
Öffnungszeiten Meldungen über Störungen im öffentlichen Raum an die bezirklichen 
Ordnungsämter melden. Für die Ordnungsämter wurde ein 
Vorgangsbearbeitungssystem eingeführt. Bisher nutzen 10 Bezirke das IT-Verfahren. 
In den Bezirken Friedrichshain-Kreuzberg und Steglitz-Zehlendorf wird die 
Einführung im Herbst dieses Jahres erfolgen.  
Seit 1. Juli steht ergänzend die App „Ordnungsamt-Online“ den Bürgerinnen und 
Bürgern zur Verfügung. Sie kann kostenlos aus den entsprechenden App-Stores 
heruntergeladen werden. Entwickelt wurde die App für die Betriebssysteme Android 
und iOS (http://www.berlin.de/ordnungsamt-online/mobile-app/index.php).  
Die App wurde bisher über 20.000x aus den App-Stores heruntergeladen. Seit 
Anfang des Jahres sind über 70.000 Meldungen in den Ordnungsämtern über das 
dortige Vorgangsbearbeitungssystem bearbeitet worden (entweder direkte Bear-
beitung im Ordnungsamt oder Weiterleitung an die zuständige Stelle).  
Das Feedback der Bürgerinnen und Bürger zu diesem Angebot ist grundsätzlich 
positiv. Noch nicht gelungen ist es, die Prozesse und das korrespondierende Ser-
vicemanagement in dem erforderlichen Umfang in den Ordnungsämtern zu 
vereinheitlichen.  
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■ 

3. Ohne Rezept dürfen Arzneien nur im Notfall ausgegeben werden 
Apotheken dürfen ohne Vorlage eines ärztlichen Rezeptes nur ausnahmsweise ein 
verschreibungspflichtiges Medikament ausgeben. In Notfällen ist dies möglich - aber 
auch dann regelmäßig nur, wenn mit dem behandelnden Arzt des Kunden zumindest 
telefonisch kommuniziert wurde. Ansonsten muss der Kunde darauf verwiesen 
werden, dass er den ärztlichen Notdienst konsultiert. 
(Bundesgerichtshof, Aktenzeichen: I ZR 123/13) 

■ 

4. MDR in Leichter- und Gebärdensprache 
Mit dem 5. Jahrestreffen sei am 11. Oktober 2016 in Leipzig der konstruktive Dialog 
zwischen dem Sender und den Behindertenverbänden fortgesetzt worden. Ab 2. 
Januar 2017 wird „MDR aktuell“ mit Gebärdensprachdolmetschern gesendet. Neu 
sind 2017 auch die Hörbeschreibung der „Silbereisen-Feste“ sowie der erste 
wöchentliche Nachrichtenüberblick in Leichter Sprache für Menschen mit kognitiven 
Behinderungen in Mitteldeutschland. 
Ebenfalls neu werden die vom MDR für „Das Erste“ produzierten „Feste mit Florian 
Silbereisen“ mit Live-Hörbeschreibung gesendet. Mit diesem zusätzlichen 
barrierefreien Zugang zur besten Sendezeit, 20.15 Uhr, beginnend ab 7. Januar 
2017, können blinde und sehbehinderte Menschen der mehrstündigen Show ebenso 
folgen wie sehende Zuschauer. 
Derzeit stellt der MDR etwa 10 Prozent seines eigenen Fernsehprogramms mit 
Audiodeskription zur Verfügung. In den Abendstunden wird es ab 2017 mehr 
Sendungen mit Hörbeschreibungen geben. Dafür entwickelt der Sender derzeit eine 
neue Form der Audiodeskription, die sich auch für Reportagen eignet. 
83 Prozent des täglichen MDR-Fernsehprogramms werden mit Untertitelung für 
Menschen mit Höreinschränkungen bereitgestellt. Inzwischen sind montags bis 
freitags alle Sendungen zwischen 06.00 und 22.05 Uhr untertitelt. 
Dieser Service für Gehörlose und Hörgeschädigte wird schon jetzt am 
Sonntagmorgen für die Reihe „selbstbestimmt! Leben mit Behinderung“ angeboten 
sowie 2017 u.a. mit der Schließung von Lücken am Wochenende weiter ausgebaut. 
Das betrifft zum Beispiel auf vielfachen Wunsch die Untertitelung der Sonntags-
Sendung „MDR Garten“. 
Für „Das Erste“ stellt der MDR außerdem sicher, dass seine Zulieferungen 
barrierefrei zugänglich sind: Die vom MDR produzierte Ausgabe des Politmagazins 
„FAKT“, dienstags 21.45 Uhr im „Ersten“, ist mit Gebärdensprache in der Mediathek 
abrufbar. 
Mit Audiodeskription produziert der MDR für „Das Erste“ bereits jetzt u.a. die 
Hauptabendserien „In aller Freundschaft“, „Tierärztin Dr. Mertens“ oder „Um Himmels 
Willen“. 2016 kam die Vorabendserie „Die jungen Ärzte“ dazu. Die „Tatort“-, 
„Polizeiruf 110“- und Fernsehfilm-Zulieferungen für „Das Erste“ werden bereits seit 
2009 mit Hörbeschreibung ausgestrahlt. Alle MDR-Erstsendungen fürs Erste sind mit 
Untertiteln zu sehen. 

■ 
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5. Erfolge bei den Paralympics 
57 Medaillen hat der Deutsche Behindertensportverband (DBS) bei den Paralympics 
in Rio de Janeiro gewonnen - 18 bronzene, 25 silberne und 14 Mal Gold. Damit 
erkämpfte sich der DBS Platz sechs im Medaillenspiegel. 
(SoVD / Ausgabe Berlin/Brandenburg November 2016) 

■ 

6. Rechtsberatung 
Rechtsanwalt Felix Tautz steht für eine kostenlose Erstberatung zur Verfügung. Der 
Termin der nächsten Rechtsberatung kann im BVV-Büro erfragt werden. Wer 
Interesse an diesem Beratungstermin hat, wird gebeten, sich vorab telefonisch (Tel.: 
030/204 38 47) anzumelden (zwingend notwendig). Wegen des großen Zuspruchs 
der Rechtsberatung, kann sie kostenfrei nur von Mitgliedern des Berliner 
Behindertenverbands e.V. wahrgenommen werden. Wichtig ist zudem, dass zu dem 
Beratungstermin alle notwendigen Unterlagen oder vorhandener Schriftverkehr 
mitgebracht werden. Der Beratungstermin findet in den BBV - Räumlichkeiten statt. 
Adresse: Jägerstraße 63 D, 10117 Berlin (barrierefreier Zugang und Toilette) 
(BBZ November 2016) ■ 
 

7. Digitale Hilfsmittel für Betroffene und Angehörige 
Veranstaltung der Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e. V. am Mittwoch, 30. 
November 2016 von 16.00 - 19.00 Uhr im Haus des Sozialverband Deutschland 
Rolandufer 6, 10179 Berlin - Mitte (Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e. V.) 

■ 
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Rundschreiben Nr.: 11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: refrago.de 

Muss man Weihnachtsgeld zurückzahlen? 

Gewährt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern ein Weihnachtsgeld, ist die Freude bei 
den Beschäftigten in der Regel hoch. Steht dadurch doch mehr Geld für den 
Weihnachtseinkauf zur Verfügung. Die Gründe für die Auszahlung eines 
Weihnachtsgeldes können ganz unterschiedlich sein. So kann sich beispielsweise 
der Arbeitgeber mit dem Weihnachtsgeld bei seinen Beschäftigten für die geleistete 
Arbeit bedanken. Andererseits ist es möglich, dass er damit die Betriebstreue 
honorieren möchte. Doch was passiert, wenn ein Arbeitnehmer aus dem 
Unternehmen ausscheidet? Muss er in diesem Fall das Weihnachtsgeld 
zurückzahlen? 

Muss der Arbeit-nehmer im Falle der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses Weihnachtsgeld zurückzahlen? 
In bestimmten Fällen kann der Arbeitnehmer dazu verpflichtet sein, geleistetes 
Weihnachtsgeld zurückzuzahlen. Denn einige Unternehmen vereinbaren mit ihren 
Angestellten für die Rückzahlungsverpflichtung eine Stichtagsregelung für den Fall, 
dass der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis kündigt. Das Bundesarbeitsgericht hat 
jedoch Grenzen für eine solche Verpflichtung gezogen, um eine übermäßig lange 
Bindung des Arbeitnehmers an das Unternehmen zu verhindern. Ein Arbeitnehmer 
dürfe durch die Stichtagsregelung nicht zeitlich unbegrenzt an das Unternehmen 
gebunden werden. 

Folgende zeitliche Grenzen hat das Bundes-arbeits-gericht gezogen: 
1. Bei einem Weihnachtsgeld bis zu einer Höhe von 100 Euro ist eine 

Rückzahlungsverpflichtung generell unzulässig. Eine Rückforderung ist in 
diesem Fall daher ausgeschlossen. 

2. Bei einem Weihnachtsgeld zwischen 101 Euro und einem Monatsgehalt darf 
eine Rückzahlungsverpflichtung bis zum 31. März des Folgejahres bestehen. 
Ist der Arbeitnehmer bis zu diesem Tag in dem Unternehmen beschäftigt, ist 
eine Rückforderung somit ausgeschlossen. Dabei ist es unerheblich, ob der 
Arbeitnehmer bereits eine Kündigung ausgesprochen hat. 

3. Bei einem Weihnachtsgeld in Höhe von einem oder mehr Monatsgehältern 
darf der Stichtag für eine Rückzahlungsverpflichtung bis zum 30. Juni 
verlängert werden. 

Gilt die Rückzahlungsverpflichtung auch für Weihnachtsgeld in Form 
eines 13. Monatsgehalts? 
Wird das Weihnachtsgeld in Form eines 13. Monatsgehalts ausgezahlt, ist eine 
Rückzahlungsverpflichtung generell unzulässig. Hintergrund dessen ist, dass ein 13. 
Monatsgehalt als Dankeschön für die geleistete Arbeit des Mitarbeiters bezahlt wird. 
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Der Grund der Zahlung liegt also in der Vergangenheit. Daher spielt es keine Rolle, 
dass der Arbeitnehmer nach Auszahlung das Arbeitsverhältnis kündigt und somit 
zukünftig nicht mehr für das Unternehmen arbeitet. 
Eine Rückzahlungsverpflichtung kann daher nur dann vereinbart werden, wenn das 
Weihnachtsgeld gezahlt wird, um die Betriebstreue zu honorieren. Zwar kann eine 
solche Zahlung als Belohnung für vergangene Dienste erfolgen, es wird aber in der 
Regel für die zukünftige Betriebstreue gezahlt. Damit soll der Arbeitnehmer enger an 
das Unternehmen gebunden werden. Scheidet er aus dem Betrieb aus, kann dieser 
Zweck nicht mehr erreicht werden. 

■ 
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Rundschreiben Nr.: 11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: kostenlose-urteile.de 

Betriebsrente mit Abschlägen stellt keine Benachteiligung 
wegen Behinderung dar 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13.10.2016 - 3 AZR 439/15 - 

BAG verneint Verstoß gegen Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
Sieht eine Versorgungsordnung bei der Inanspruchnahme der Betriebsrente vor 
Erreichen der üblichen, "festen Altersgrenze" Abschläge vor, liegt darin keine 
unerlaubte Benachteiligung wegen einer Behinderung. Dies entschied das 
Bundesarbeitsgericht. 
Der Kläger des zugrunde liegenden Verfahrens ist als schwerbehinderter Mensch 
anerkannt. Er bezieht seit der Vollendung seines 60. Lebensjahres eine gesetzliche 
Altersrente für Schwerbehinderte und eine Betriebsrente. In der Vergangenheit war 
bei der Beklagten der ungekürzte Bezug der Betriebsrente möglich, wenn der 
Arbeitnehmer eine Vollrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhielt. Auch 
nach einer Änderung der Versorgungsordnung besteht ein Anspruch auf 
Betriebsrente, wenn eine Vollrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
bezogen wird. Jedoch wurde als feste Altersgrenze einheitlich die Vollendung des 
65. Lebensjahres festgelegt und gleichzeitig bestimmt, dass für eine vorgezogene 
Inanspruchnahme der Betriebsrente ein versicherungsmathematischer Abschlag von 
0,4 % pro Monat vorzunehmen ist, soweit die Anwartschaft auf Beschäftigungszeiten 
nach dem 1. Januar 1996 beruht. Dementsprechend kürzte die Beklagte die 
Betriebsrente. 

Keine mittelbare oder unmittelbare Benachteiligung gemäß AGG 
Darin liegt keine gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
verstoßende Benachteiligung wegen einer Behinderung. Eine unmittelbare 
Benachteiligung nach § 3 Abs. 1 AGG scheidet aus, weil die Abschläge nicht an die 
Behinderteneigenschaft anknüpfen. Auch andere Arbeitnehmer können früher in 
Rente gehen. Ebenso scheidet eine mittelbare Benachteiligung nach § 3 Abs. 2 AGG 
aus. Liegen die Voraussetzungen eines frühen Renteneintritts auch bei nicht 
schwerbehinderten Arbeitnehmern vor, müssen diese ebenfalls Abschläge 
hinnehmen. Soweit allein schwerbehinderte Menschen die gesetzliche und damit die 
Betriebsrente früher beanspruchen können, werden sie nicht gegenüber anderen 
Arbeitnehmern benachteiligt. Denn es kann keine anderen Arbeitnehmer geben, die 
zum selben Zeitpunkt eine Betriebsrente beziehen. 

LAG muss Wahrung der Grundsätze des Vertrauensschutzes und der 
Verhältnismäßigkeit prüfen 
Das klageabweisende Urteil der Vorinstanz war dennoch aufzuheben und der 
Rechtsstreit an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen. Dieses wird zu prüfen 
haben, ob für die Änderung der Versorgungsordnung sachlich-proportionale Gründe 
vorlagen und damit die Grundsätze des Vertrauensschutzes und der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt sind.       ■ 
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Rundschreiben Nr.:11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: http://www.dasd-aktuell.de; Melanie Mathis, Rechtsanwältin 

Ist der Weg von der Arztpraxis zur Arbeitsstätte ein 
versicherter Wegeunfall? 

Viele kennen die Situation: vor der Arbeit noch schnell zum Arzt fahren, um möglichst 
wenig Zeit zu verlieren. Der Arztbesuch und die damit verbundene Verspätung des 
Arbeitsbeginns ist mit dem Arbeitgeber abgesprochen. 
Was aber, wenn auf dem Weg vom Arzt zur Arbeitsstätte ein Unfall passiert, bei dem 
der Arbeitnehmer so schwer verletzt wird, dass er ins Krankenhaus eingeliefert 
werden muss – ist das ein sogenannter Wegeunfall, für den die gesetzliche 
Unfallversicherung eintrittspflichtig ist? 
Mit Urteil vom 05.07.2016 (Az.: B 2 U 16/14 R) hat das Bundessozialgericht 
entschieden, dass es sich hierbei nicht um einen Wegeunfall handelt, und die 
gesetzliche Unfallversicherung nicht eintrittspflichtig ist. 
Die Begründung: Ein versicherter Betriebsweg ist dann gegeben, wenn der Weg im 
unmittelbaren Betriebsinteresse zurückgelegt wird. Das ist bei einem Arztbesuch, 
wenn er im eigenen Interesse und ohne arbeitsrechtliche Verpflichtung erfolgt, nicht 
der Fall. 
Ein versicherter Weg zur Arbeit setzt voraus, dass man sich auf dem direkten Weg 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte befindet, was im vorliegenden Fall ebenfalls 
nicht gegeben war. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts besteht der 
Unfallversicherungsschutz auf dem Weg zur Arbeitsstätte von einem anderen Ort als 
dem der Wohnung unter anderem dann, wenn der Aufenthalt an diesem 
sogenannten dritten Ort – hier der Arztpraxis – „angemessen“ ist. Das heißt, die 
Länge des (Um-)Weges muss in einem adäquaten Verhältnis zum normalerweise 
zurückgelegten Weg stehen. Außerdem muss ein Zusammenhang zwischen dem 
Weg zu oder von dem dritten Ort und der Tätigkeit im Betrieb bestehen und der 
geplante Aufenthalt an dem dritten Ort muss mindestens zwei Stunden dauern. Im 
vorliegenden Fall hielt sich der Geschädigte nur 40 Minuten beim Arzt auf. 
Kann der geschädigte Arbeitnehmer trotzdem auf eine Entschädigung hoffen? Wer 
unverschuldet in einen Verkehrsunfall gerät, z.B. weil ihm die Vorfahrt genommen 
wird, hat zivilrechtliche Ansprüche auf Schmerzensgeld und Schadensersatz gegen 
den Unfallgegner. Es ist wichtig, diese Ansprüche möglichst schnell mit Hilfe eines 
spezialisierten Anwalts geltend zu machen, um nicht in finanzielle Not zu geraten, 
beispielsweise dann, wenn man so lange krank ist, dass man auf Krankengeld 
angewiesen ist, das nur ca. 70 % des Gehalts ausmacht. 
 

■ 
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Rundschreiben Nr.: 11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: dbb magazin September 2016 

Bundesteilhabegesetz und Nationaler Aktionsplan: Gut gemeint, nicht 
gut gemacht? 
Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) und dem Nationalen Aktionsplan (NAP) 2.0 hat 
das Bundeskabinett Ende Juni 2016 zwei wichtige behindertenpolitische Vorhaben 
beschlossen. Das erklärte Ziel ist, den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen, die 
Inklusion in Deutschland weiter zu verbessern und Menschen mit Behinderungen 
mehr Selbstbestimmung und Teilhabe zu ermöglichen. Die Betroffenen sind wenig 
begeistert von dem Gesetzespaket, das über zehn Millionen Menschen mit einer 
amtlich anerkannten Behinderung betreffen wird, davon rund 7,5 Millionen 
Schwerbehinderte. 
„Wir haben heute mit dem Bundesteilhabegesetz eine der großen sozialpolitischen 
Reformen dieser Legislatur beschlossen. Wir schaffen mehr Selbstbestimmung und 
Teilhabe, indem wir die Verfahren vereinfachen und den Wünschen und 
Vorstellungen von Menschen mit Behinderungen mehr Gewicht verleihen“, 
bekräftigte die Bundesministerin für Arbeit, Wirtschaft und Soziales, Andrea Nahles, 
am 28. Juni 2016 in Berlin auf der Pressekonferenz zum Kabinettsbeschluss. Die 
Bundesregierung wolle mehr möglich machen und weniger behindern: „ Mit unserem 
Gesetz soll es niemandem schlechter gehen, aber den meisten besser. Zusammen 
mit dem Nationalen Aktionsplan 2.0 und auch dem Behinderten-
Gleichstellungsgesetz, das voraussichtlich im Juli in Kraft treten wird, kommen wir so 
ein gutes Stück voran hin zu einer inklusiven Gesellschaft.“ Mit dem BTHG soll die 
Eingliederungshilfe aus dem „Fürsorgesystem“ der Sozialhilfe herausgeführt werden. 
Es soll mehr individuelle Selbstbestimmung durch ein modernes Teilhaberecht und 
die dafür notwendigen Unterstützungsleistungen ermöglichen. Bezieher von 
Leistungen der Eingliederungshilfe sollen deutlich mehr vom eigenen Einkommen 
behalten und sparen können, ohne dass Ehegatten und Lebenspartner künftig mit 
ihrem Einkommen oder ihrem Vermögen herangezogen werden. Die 
Verbesserungen sollen auch beim gleichzeitigen Bezug von Eingliederungshilfe und 
Hilfe zur Pflege gelten, wenn der Betroffene erwerbstätig ist. Ein einziger Reha-
Antrag soll künftig ausreichen, um alle benötigten Leistungen von verschiedenen 
Trägern „wie aus einer Hand“ zu erhalten, eine ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung soll die Betroffenen zudem stärken. 

Weitreichende Vorhaben ... 
Darüber hinaus soll das Gesetzespaket Menschen mit Behinderungen bundesweit 
mehr Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen und die Rechte der 
Schwerbehindertenvertretungen in Unternehmen und Werkstatträten stärken. Ein 
eigenes Kapitel zur Teilhabe an Bildung soll erstmals Assistenzleistungen für höhere 
Studienabschlüsse ermöglichen. Dazu wird unter anderem in der Sozialen Teilhabe 
ein eigener Tatbestand für Elternassistenz eingeführt und das ehrenamtliche 
Engagement von Menschen mit Behinderungen gestärkt. Auch die Neuauflage des 
Nationalen Aktionsplans zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention (NAP 2.0) soll die Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen durch 175 Maßnahmen in 13 Handlungsfeldern fördern. Es geht 
dabei unter anderem um die Verbesserung der Barrierefreiheit in 
Gesundheitseinrichtungen wie Arztpraxen, beschäftigungspolitische Programme im 
Umfang von 230 Millionen Euro, eine Repräsentativbefragung, bei der erstmals 
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umfassende Daten über die tatsächliche Teilhabesituation von Menschen mit 
Behinderungen in Deutschland erhoben werden, sowie die Einführung eines 
einheitlichen Kennzeichnungssystems im Tourismussektor, das für mehr 
Transparenz bei behindertengerechtem Reisen sorgen soll. Bundesministerin Nahles 
sagte auf der Pressekonferenz: „2016 ist ein Fortschritt bringendes Jahr für 
Menschen mit Behinderungen.“ Was gibt es also zu kritisieren, wenn die 
Bundesregierung scheinbar ein Füllhorn von Wohltaten über die Menschen mit 
Behinderungen ausschüttet? „Das Bundesteilhabegesetz, das angeblich Menschen 
mit Behinderungen Verbesserungen bringen soll, ist eine Mogelpackung. Es ist 
enttäuschend, dass man sich im Koalitionsausschuss auf den jetzigen Entwurf 
geeinigt hat, der sogar Verschlechterungen für Menschen mit Behinderungen bringt“, 
sagt zum Beispiel Raul Krauthausen, Aktivist und Gründungsmitglied des Netzwerks 
Abilitywatch, einem Zusammenschluss behinderter Menschen, die sich für 
gleichberechtigte Teilhabe und ein Recht auf ein selbstbestimmtes Leben von 
Menschen mit Behinderungen einsetzen. 

... herbe Kritik 
Bereits im Mai 2016 hatten sich Rollstuhlfahrer und andere behinderte Menschen 
aus ganz Deutschland im Rahmen einer Aktion des Netzwerks in der Nähe des 
Bundestages aus Protest angekettet, um auf die Mängel des Gesetzentwurfes 
aufmerksam zu machen. Zudem protestieren Hunderte Betroffene auf Twitter unter 
dem Hashtag „#nichtmeinGesetz“. Es sei enttäuschend, dass die Bundesregierung 
trotz der von vielen Verbänden und Gewerkschaften dargelegten Mängel des 
Entwurfes mit ihrem Kurs fortfahre: „Die Bundesregierung verhält sich wie ein 
Geisterfahrer auf der Autobahn, der glaubt, alle anderen fahren falsch“, sagt Raul 
Krauthausen. „Die behinderten Menschen sind dagegen, die Elternverbände, die 
Sozialverbände, die Gewerkschaften – für wen macht die Regierung dieses Gesetz 
denn eigentlich, wenn es so niemand haben möchte?“ 
Das hatten Raul Krauthausen und Sigrid Arnade, Geschäftsführerin der 
Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V., bereits auf einer 
SPD-Tagung zum Bundesteilhabegesetz plastisch gemacht, indem sie die nur von 
Nichtbehinderten besetzte Diskussionsrunde enterten und ihre Sicht der Dinge 
darlegten. Das Gesetz berge zu viele Ungereimtheiten und Verschlechterungen, wie 
zum Beispiel die neu hineingekommene „5-aus-9-Regelung“, nach der zum Beispiel 
eine sehbehinderte Studentin, die auf Assistenz beim Lesen an der Uni angewiesen 
sei, die Assistenz künftig nicht mehr finanziert bekäme, weil sie nicht in 5 von 9 
Lebensbereichen, wie im Gesetz vorgesehen, Hilfe benötige. „Sorry, du bist nicht 
behindert genug für Assistenz in dem einen Bereich. Das hört sich fast zynisch an, 
aber genau so ist es im Gesetzentwurf formuliert“, erklärt Krauthausen und zählt 
einige weitere Mängel im Gesetz auf. Seien behinderte Menschen zum Beispiel auf 
persönliche Assistenz angewiesen, erhielten sie zumeist Eingliederungshilfe und 
Hilfe zur Pflege. Doch nur die Eingliederungshilfe werde aus dem Sozialhilferecht 
herausgelöst, die Hilfe zur Pflege bleibe Sozialhilfe. „Das bedeutet, dass eventuelle 
Verbesserungen in der Eingliederungshilfe diesen Betroffenen rein gar nichts 
bringen.“ Weiter habe bisher der Grundsatz gegolten: ambulant vor stationär. Dieser 
Vorrang entfalle, sodass das Wohnen in den eigenen vier Wänden künftig oft nur 
dann „erlaubt“ werden wird, wenn es günstiger oder ein Leben im Heim unzumutbar 
sei. Lediglich in der Gesetzesbegründung sei ein Bestandsschutz hinzugefügt 
worden, der besage, dass das, was vorher angemessen war, auch angemessen 
bleibe. „Das ist gut für die, die wohnen, wie sie möchten, aber eine Katastrophe für 
diejenigen, die noch im Heim leben müssen oder erstmals von ihren Eltern 
ausziehen möchten“, so Krauthausen, der mit seiner Kritik nicht allein steht. 
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So kritisierte auch der Deutsche Behindertenrat (DBR) das Gesetzesvorhaben: „Der 
Entwurf für ein Bundesteilhabegesetz stellt den Deutschen Behindertenrat nicht 
zufrieden. Als das wichtigste behindertenpolitische Reformvorhaben dieser 
Legislaturperiode darf es in der vorliegenden Form nicht vom Bundestag und 
Bundesrat beschlossen werden“, erklärte Ulrike Mascher, Vorsitzende des 
Sprecherrats des DBR und Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland, vor 
dem Kabinettsbeschluss. „Menschen mit Behinderung müssen materiell besser- und 
nicht schlechter gestellt werden gegenüber dem geltenden Recht“, forderte Mascher. 
Der DBR sehe im geplanten Bundesteilhabegesetz die Gefahr von 
Leistungseinschränkungen und weiteren möglichen Verschlechterungen für 
Menschen mit Behinderungen. 

Zu viele Einschränkungen 
Zwar gebe es auch positive Ansätze, jedoch überwögen die negativen Aspekte. 
Inakzeptabel seien vor allem Einschränkungen des leistungsberechtigten 
Personenkreises, Leistungsausschlüsse oder -einschränkungen, die grundsätzliche 
Beibehaltung der Einkommens- und Vermögensgrenzen für Menschen mit 
Behinderung, der Vorrang der Leistungen der Pflegeversicherung vor Leistungen der 
Eingliederungshilfe sowie die Aushöhlung des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ 
beziehungsweise des Wahlrechts von Menschen mit Behinderung, etwa beim 
Wohnen. Mascher appellierte an Bundestag und Bundesrat, das Gesetz 
nachzubessern und sich für eine echte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben von 
Menschen mit Behinderung einzusetzen. Das Teilhabegesetz in seiner jetzigen Form 
sei ein Sparpaket auf dem Rücken behinderter Menschen, kritisierte der Vorstand 
des Paritätischen Landesverbands Brandenburg, Andreas Kaczynski gegenüber dem 
RBB. „Künftig sollen Menschen mit Behinderungen nur noch Anspruch auf 
Hilfeleistungen haben, wenn sie Bedarf in mehreren Bereichen nachweisen können“, 
erklärte der Vorsitzende der Liga der Freien Wohlfahrtsverbände, Martin Matz. „Mit 
dieser hohen Hürde soll die Zahl der Leistungsempfänger niedrig gehalten werden.“ 
Doch alle Betroffenen hätten das Recht auf Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
und eine angemessene Beschäftigung in der Arbeitswelt, so Matz. Von einem 
„Gesetz nach Kassenlage“ sprach der stellvertretende Direktor der PARITÄTISCHEN 
BuntStiftung Thüringen, Stefan Werner. Nach Auffassung des PARITÄTISCHEN 
komme es auch, wenn die Freigrenze bei der Vermögensheranziehung auf 25000 
Euro erhöht werde, kaum zu Verbesserungen. Denn auf die Heranziehung von 
Einkommen werde nicht verzichtet, sondern ein neues, kompliziertes, mehrstufiges 
Verfahren für die künftige Anrechnung eingeführt. Es seien diese und viele andere 
Detailregelungen, die das Gesetz für die etwa 30000 Betroffenen in Thüringen nicht 
akzeptabel machten. „Blinde, sehbehinderte und taubblinde Menschen dürfen nicht 
zu Verlierern des Bundesteilhabegesetzes werden“ heißt es in einer Resolution, die 
der Verwaltungsrat des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes (DBSV) 
verabschiedet hat. Das Forderungspapier nennt zehn Themenbereiche, in denen der 
Verband massiven Nachbesserungsbedarf sieht – vom völligen Ausschluss 
sehbehinderter Menschen von der Eingliederungshilfe über 
Bildungseinschränkungen bis zu Benachteiligungen bei der Blindenhilfe. Diese und 
ähnliche Bedenken stehen exemplarisch für Befürchtungen, die von allen 
Wohlfahrtsverbänden und Behindertenbündnissen bundesweit geteilt werden. 
Kritische Stellungnahmen zum Gesetz haben neben anderen der Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband, der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband, der Deutsche 
Olympische Sportbund, der Deutsche Schwerhörigenbund, der Deutsche Verein der 
Blinden und Sehbehinderten in Studium und Beruf, der Deutsche Verein für 
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öffentliche und private Fürsorge, der Sozialverband Deutschland und der 
Sozialverband VdK Deutschland eingebracht. 

Schwerbehindertenvertretungen stärken 
Auch der dbb hat Kritik am BTHG geäußert. Bei einer Anhörung zum Entwurf des 
Bundesteilhabegesetzes am 24. Mai 2016 in Berlin machte dies Heinz Pütz, 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Behindertenpolitik des dbb, deutlich. Zwar seien 
einige mit der Reform des Sozialgesetzbuches (SGB) IX verbundene Forderungen 
des dbb aufgegriffen worden. „So gibt es beispielsweise Verbesserungen beim 
Hinzuverdienst, und das Schonvermögen wird erhöht“, sagte Pütz. „Aber die 
Stärkung der Rechte von Schwerbehindertenvertretungen geht uns nicht weit genug. 
Hier sieht der dbb noch Handlungsbedarf.“ So dürften bei Umorganisationen auch im 
öffentlichen Dienst keine vertretungslosen Zeiten entstehen. „Es gibt keine 
Rechtfertigung dafür, die Beschäftigten im öffentlichen Sektor dabei anders zu 
behandeln als in der Privatwirtschaft.“ Der vorgelegte Referentenentwurf des 
Bundesteilhabegesetzes vereint erstmals das Reha- und Teilhaberecht sowie die aus 
dem SGB XII herausgelöste Eingliederungshilfe „unter einem Dach“. Dies sei ebenso 
zu begrüßen wie der neue Behinderungsbegriff, der jetzt um 
Sinnesbeeinträchtigungen ergänzt wird und auch Wechselwirkungen mit 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren berücksichtigt. „Damit steht der Begriff 
erstmals auch im Kontext gesellschaftlicher Entwicklungen. Regelungen zur sozialen 
Teilhabe können so besser mit Leben erfüllt werden.“ Scharfe Kritik übt der dbb 
daran, dass sich der Personenkreis, der die Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen 
kann, verkleinern könnte, weil der Gesetzentwurf das Erfordernis einer „erheblichen 
Teilhabebeeinträchtigung“ vorsieht. „Sollte der entsprechende Gesetzespassus nicht 
geändert werden, muss es zumindest eine angemessene Vertrauensschutzregelung 
für derzeitige Bezieher der Eingliederungshilfe geben“, forderte Pütz. Der dbb 
begrüße, dass künftig mehr Wert auf die individuelle Beratung Betroffener und eine 
verbesserte Koordinierung von Leistungen gelegt werden soll. 

NAP 2.0 geht am öffentlichen Dienst vorbei 
Auch zur parallel laufenden Fortschreibung des Nationalen Aktionsplans 2.0 der 
Bundesregierung zur UN-Behindertenrechtskonvention hat der dbb Stellung 
genommen. Grundsätzlich sei das Vorhaben positiv zu bewerten, sagte der 
stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach vor der Anhörung zu dem 
Gesetzentwurf am 20. Mai 2016 in Berlin. Dennoch mahne der dbb weiterreichende 
Schritte im Bereich des öffentlichen Dienstes an: „Dem öffentlichen Dienst als 
größtem Arbeitgeber Deutschlands kommt aus unserer Sicht eine Vorreiterrolle zu“, 
so Silberbach. „Ziel muss es sein, im ‚eigenen Haus‘ einen vorbildlichen Umgang und 
ein inklusives Zusammenarbeiten selbstverständlich werden zu lassen und zu einer 
Verbesserung der beruflichen Teilhabe betroffener Menschen gemäß der UN-
Behindertenrechtskonvention zu kommen.“ So sei der öffentliche Dienst im 
Handlungsfeld Arbeit und Beschäftigung in dem Entwurf noch nicht ausreichend in 
den Fokus gerückt. „Schließlich kommt ihm faktisch eine Doppelrolle zu: Der 
öffentliche Dienst schafft einerseits die Voraussetzungen, etwa durch die Umsetzung 
gesetzlicher Änderungen und die Steuerung von Förderungsmaßnahmen. Zum 
Anderen ist er selbst Arbeitgeber. Stärker als bislang müssten 
Beschäftigungsmöglichkeiten für schwerbehinderte Menschen im öffentlichen Dienst 
geschaffen werden. „Auch für behinderte Auszubildende wird im öffentlichen Dienst 
noch lange nicht genug getan oder in Aussicht gestellt, um eine tatsächliche 
Inklusion zu erreichen. Es müssen konkrete Maßnahmen entwickelt werden, auch 
um vor dem Hintergrund des demografischen Wandels erfolgreich Nachwuchs zu 
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gewinnen.“ Kritisch sehe der dbb auch, dass im Nationalen Aktionsplan 2 – wie 
bereits im NAP 1 – Interessen und Bedürfnisse älterer Menschen nur unzureichend 
berücksichtigt werden: „Hinweise auf konkrete aktuelle Maßnahmen sucht man leider 
vergebens“, so Silberbach. Auch wenn es um eine verbesserte persönliche Mobilität 
von Menschen mit Behinderung geht, gebe es zwar zutreffende Feststellungen. „Es 
werden aber keine praktischen Konsequenzen daraus gezogen.“ Ferner plädiert der 
dbb in seiner Stellungnahme auch für eine weitergehende Stärkung der Rechte der 
Schwerbehindertenvertretungen. Das Bundesteilhabegesetz wird voraussichtlich im 
Herbst 2016 in Bundesrat und Bundestag behandelt. 
br 
 

■ 
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?Eine Frage an ...
... Dr. Jürgen Schneider, Beauftragter des Landes Berlin für Menschen mit Behinderung:

Berlin hat noch viel zu tun
dbb magazin: Herr Dr. Schneider, Sie haben die Aufgabe, darauf hinzuwir­
ken, dass Menschen mit Behinderung im Land Berlin ohne Diskriminierung 
leben und die städtische Infrastruktur vom ÖPNV bis zu Informations- und 
Kommunikationseinrichtungen barrierefrei nutzen können. Ist Berlin tat­
sächlich eine barrierefreie Stadt, und vor allem: Ist sie das auch für die wach­
sende Zahl der behinderten Seniorinnen und Senioren?

Diese Frage lässt sich nicht ein­
fach mit Ja oder Nein beantwor­
ten. Das hängt zum einen von 
dem zu betrachtenden Bereich 
ab, und zum anderen muss man 
sich die Weichenstellungen für 
die Zukunft ansehen.

Bezüglich der Infrastruktur im 
nicht medizinischen Versor­
gungsbereich lässt sich eher 
eine Verschlechterung beobach­
ten: Wegbrechende Dienstleis­
tungen wie zum Beispiel die 
Konzentration von Einkaufs­
möglichkeiten auf Subzentren, 
die Schließung von Post- und 
Bankfilialen sowie die Reduzie­
rung von Briefkästen erschwe­
ren eine unabhängige und 
selbstständige Lebensführung, 
insbesondere von hochaltrigen 
und anderen Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen. 
Die steigenden Mieten in den 
Innenstadtbereichen führen zu 
einem Rückzug einkommens­
schwacher Menschen aus den 
infrastrukturell besser versorg­
ten Wohngebieten. 

<< Infrastrukturabbau ...

Oft müssen längere Wege zu­
rückgelegt werden, was ver­
stärkte Abhängigkeiten von 
einer guten Verkehrsinfrastruk­
tur, aber auch von öffentlichen 
Toiletten zur Folge hat. Aktuell 
wird überlegt, die rund 175 bar­
rierefrei zugänglichen und 
ganzjährig durchgängig geöff­
neten City-WC-Anlagen stark 
zu reduzieren. Während nicht 
mobilitätseingeschränkte Men­
schen auf Alternativen auswei­
chen können, stellen die City-

WC-Anlagen für Menschen mit 
Behinderung oft die einzige 
Möglichkeit dar, und ihr Weg­
fall kann ihren Bewegungsradi­
us sehr einschränken. 

Im ÖPNV hingegen zahlen sich 
die jahrzehntelangen Investiti­
onen in die Barrierefreiheit aus. 
Mit der Rückkehr zum automa­
tischen Kneeling (moderne Bus­
se neigen den Einstieg automa­
tisch zur Seite, Anmerkung der 
Redaktion) ist zumindest in der 
Bustechnik ein Stand erreicht, 

der dem Teilhabeanspruch mo­
bilitätseingeschränkter Men­
schen gerecht wird. Im Zuge der 
demografischen Alterung wer­
den aber zum Beispiel verstärkt 
Probleme mit der Mitnahme 
von E-Rollstühlen und E-Scoo­
tern in öffentlichen Verkehrsmit­
teln an mich herangetragen.

Die gesundheitliche Versorgung 
von Menschen mit Behinde­
rung weist trotz einer insge­
samt befriedigenden Gesund­
heitsinfrastruktur in Berlin 

Mängel auf und stellt alle Be­
troffenen vor große Heraus­
forderungen. 

<< ... gefährdet den  
Bewegungsradius

Hindern bauliche oder sonstige 
Barrieren Menschen mit Behin­
derung am Zugang zu Arztpra­
xen, kann das dazu führen, dass 
eine notwendige medizinische 
Versorgung nicht in Anspruch 
genommen werden kann. 
Überdies kann fehlende Barrie­
refreiheit einen Arztwechsel 
erzwingen, wenn sich altersbe­
dingte Behinderungen einstel­
len; insgesamt schränkt sie die 
freie Arztwahl faktisch ein. 

Ein großes Problem sehe ich 
auf dem Wohnungsmarkt. 
Nach einer Schätzung des Ku­
ratoriums Deutsche Altershilfe 
(KDA) fehlen bereits jetzt rund 
41 000 barrierefreie Wohnun­
gen. Nach der Bevölkerungs­
prognose für Berlin vom Januar 
2016 werden die hochaltrigen 
Menschen über 80 Jahre um 
rund 66 Prozent auf rund 
266 000 Personen beziehungs­
weise circa 848 000 Personen 
über 65 Jahren bis 2030 zuneh­
men. Bei dieser Personengrup­
pe ist der Anteil derjenigen, die 
sich noch zu Hause versorgen 
können und möchten, aber auf 
eine barrierefreie Wohnung an­
gewiesen ist, besonders hoch. 
Leider wurde die sich durch das 
Zusammentreffen des derzeiti­
gen Baubooms und der diesjäh­
rigen Novellierung der Bauord­
nung ergebende Chance, einen 
barrierefreien Wohnungsmarkt 
zu schaffen, nicht ausreichend 
genutzt. 

Auch wenn ich kleine und 
größere Fortschritte keinesfalls 
in Abrede stellen will, bleibt in 
Sachen Barrierefreiheit noch 
viel zu tun.�

<< Dr. Jürgen Schneider
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Rundschreiben Nr.: 11 / 2016 
Hauptschwerbehindertenvertretung Land Berlin 
Mitarbeiter/in HVP 90223-1999 
Quelle: Edition F 

Ja, ich bin behindert – aber deswegen will ich keine 
Sonderstellung 

Ich bin ein Mensch, wie jeder andere auch. Nur eben irgendwie anders. Quelle: 
Pexels  

Wie ist das Leben mit einer Behinderung, die man nicht sehen kann – und die einen 
trotzdem im Alltag einschränkt? Davon und welche Reaktion sie auf ihre 
Behinderung gar nicht leiden kann, erzählt unsere Communityautorin Lisa Mücklich. 

Nicht todkrank, aber auch nicht gesund 

Es wird über gesunde Menschen berichtet, die dem Wahn verfallen immer  
noch gesünder zu werden, als sie sowieso schon sind. Und als krasses  
Kontrastprogramm werden Geschichten über Todkranke erzählt, über die,  
die täglich mit dem Leben kämpfen. Aber die dazwischen, die nicht ganz  
gesund und nicht todkrank sind, die werden außer Acht gelassen. Diese  
Menschen sind uninteressant, weil sie weder das eine, noch das andere  
Extrem darstellen. Aber auch über sie sollten wir reden. Ich bin so eine dazwischen 
und ich möchte davon  erzählen, wie es ist, nicht ganz das Eine und nicht ganz das 
Andere zu sein. 

Und immer wieder: Zimmer 3 

Der große Mann im weißen Kittel schüttelt mir so heftig die Hand, dass ich denke sie 
fällt jeden Moment ab. Als ich mich seiner Hand entziehe, sind weiße  
Stellen an meiner Hand zu sehen, die erst langsam wieder an Farbe  
gewinnen. Das der Mann mit den großen Händen meinen Kopf und meinen Bauch 
aufgeschnibbelt hat, als ich 39 Zentimeter groß war, macht mir ein  
bisschen Angst. Aber das ist nicht schlimm, damit hat er mir nämlich das 
Leben gerettet. Das weiß ich, weil meine Mutter mir das immer erzählt.  

Ich sitze auf der Behandlungsliege von Zimmer 3 und schaukle mit meinen  
Beinen. Zimmer 3, da werden meine Mutter und ich immer reingeschickt.  
Ich frage mich oft warum wir nie mal in Zimmer 1 oder 2 gehen dürfen.  
Zimmer 3 ist das Janosch Zimmer. An den Wänden hängen Poster mit Tiger  
und Bär beim Picknick. Vielleicht denken die Ärzte, ich mag Janosch.  
Dabei ist mir Janosch vollkommen egal. Ich mag Winnie Pooh, ich sollte  
den Ärzten mal ein Winnie Pooh Zimmer vorschlagen. Dann würde ich  
bestimmt viel lieber hier her kommen.  

Der Arzt wirft mir einen Blick zu. Seine Haut an der Stirn wird ganz  
runzelig und seine Augenbraun schieben sich zusammen. Er sagt etwas zu  
meiner Mama und ich schnappe ein paar Worte auf: „Überforderung in der Schule. 
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Ergotherapie, Krankengymnastik....“  ich tue so, als würde ich nicht zuhören und 
konzentriere mich auf meine schaukelnden Beine. Vor, zurück, vor, zurück. Ich bin 
zehn Jahre alt und ich glaube, ich bin nicht so, wie andere Mädchen mit zehn Jahren 
sind. 

Der posthämorrhagische Hydrocephalus ... Hydro was? 

Ich bin fast drei Monate zu früh auf die Welt kommen. Mein ausgerechneter  
Geburtstermin war der 28.11.1994. Mein Geburtstag ist der 09.09.1994.  
Ich bin ein Fan von Schnapszahlen. Im Bauch meiner Mutter, habe ich mich 
wohl wegen irgendetwas ziemlich erschrocken. Jedenfalls habe ich mich  
so gedreht, dass ich quer im Bauch lag. Als meine Mutter dann Wehen  
bekam, wurde mein Kopf ziemlich zusammengedrückt. Und jede Frau, die  
eine Geburt hinter sich hat, weiß was für Kräfte da am Werk sind. Durch  
den Druck auf meinen weichen Kopf, wurde mein Gehirn so zerdrückt, dass  
ich Gehirnblutungen bekam. Vielleicht dachte sich mein Körper dann: „Naaa, wenn 
schon Scheiße, dann auch so richtig!“ 

Jedenfalls, hat das Blut dann meinen Rückenmarkskanal verstopft. Über  
den Rückenmarkskanal fließt bei gesunden Menschen das Gehirnwasser ab.  
Der Mensch besitzt vier Gehirnwasserkammern. Auch Liquorkammern genannt. 
Das ist sozusagen der Airback fürs Gehirn. Dieses Gehirnwasser wird  
ständig erneuert. Während der Körper frisches Wasser produziert, muss  
das Alte irgendwo hinfließen. Das passiert, nicht nur, aber vor allem  
über den Rückenmarkskanal. Das Gehirnwasser tritt dann ins Blutsystem  
über und wird über die Venen abtransportiert. Täglich werden ca. 500ml  
Liquor neu gebildet. Bei mir konnte das Liquor durch die Verstopfung  
nicht mehr abfließen. Es wurde aber weiterhin neues Liquor produziert,  
was meine Kammern hat anschwellen lassen. Im Volksmund ist diese  
Krankheit unter dem Namen Wasserkopf bekannt. Auf medizinisch heißt das Ganze 
posthämorrhagischer Hydrocephalus. 

Das Ganze wurde dann durch ein sogenanntes „Shuntsystem“ wieder in den  
Normalzustand zurückversetzt. Ein Shunt ist ein kleines Ventil in Kopf,  
daran ist ein Schlauch angeschlossen. Der Schlauch und das Ventil liegen 
 unmittelbar unter meiner Haut. Der Schlauch führt entlang meines  
Brustkorbs bis in meine Bauchhöhle. Da kommt dann mein Liqor an und  
wird weiter in das Blutsystem geleitet. Weil der Schlauch so nah unter  
meiner Haut liegt, ist er für andere sichtbar. An meinem Hals sieht das  
ziemlich interessant aus, weil alle die das sehen denken, ich hätte eine 
Halsschlagader zu viel. Was mir wiederum schon ziemlich amüsante  
Gespräche bereitet hat.  

Ich bin behindert – was dagegen? 

Die Blutungen traten in meiner linken Gehirnhälfte auf und waren so stark,  
dass es einige Areale des Gehirns zerstört wurden. Die linke Gehirnhälfte ist für die 
Lenkung der rechten Körperseite zuständig, die rechte Gehirnhälfte lenkt die linke 
Seite. Durch die Blutung entstand bei mir eine rechtsseitige Lähmung, auch Spastik 
oder Hemiparese genannt. Hemi = altgr. „halb“; Parese = altgr. für „Erschlaffen“. Eine 
Hemiparese bezeichnet also eine Lähmung, der linken oder rechten Körperseite. Bei 
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dem Wort Lähmung denken viele zuerst an Menschen im Rollstuhl. Ich kann laufen, 
ich laufe sogar ziemlich normal. So wie jeder andere auch, der zwei gesunde Beine 
besitzt. Die besitze ich zwar nicht, aber scheiß drauf, das Leben gibts nur einmal. 
Das auch mein rechter Arm gelähmt ist, fällt noch weniger auf. Ich habs zwar nicht so 
mit der Feinmotorik, aber wann muss ich zum Beispiel schon mal irgendetwas 
ausschneiden? Sehr selten. Und wenn doch, dann ist das Herzchen oder was auch 
immer, eben nicht sauber  
ausgeschnitten. So what. Außerdem bin ich sowieso Linkshänderin. Ich wurde  
nicht umgeschult, wie früher, weil Linkshänder als verpönt galten. Mein  
Körper hat das einfach  von sich aus so gedreht. Ziemlich ausgefuchst,  
wie ich finde.  

Durch die Gehirnblutungen wurden noch einige andere Gehirnareale zerstört oder 
angefressen. Mein Zentrum für abstraktes Denken ist zum Beispiel nicht besonders 
ausgeprägt. Hiermit bedanke ich mich dann recht herzlich für die Sechsen in Mathe. 
Ich habe in meinem Leben aber schon einige Menschen  
kennengelernt, die ebenfalls keine Mathegenies sind. Und in deren Gehirnen gibt es 
keine toten Synapsen. Wären meine Synapsen alle quicklebendig, wäre ich 
sicherlich trotzdem kein zweiter Einstein geworden. Aber erklär mal deinem 
Mathelehrer, der weinend vor deiner Klausur sitzt, dass dein Gehirn Denkprozesse 
anders verarbeitet. Für manche Prozesse hat sich mein Gehirn einfach andere 
Synapsen gesucht. Ganz nach dem Motto: „Wenn du das nicht kannst du Lusche, 
dann nehm ich mir eben wen anderes!“ 

Eigentlich ganz praktisch. Wenn es aber darum geht, deinem Mathelehrer  
zu erklären, wie du auf die Lösung der Aufgabe gekommen bist, weil er es selbst 
nicht versteht und auch du dir dieses Phänomen  nicht erklären kannst, erst recht 
nicht im Nachhinein, dann wirds schwierig. Mein Mathelehrer hat das einfach 
irgendwann so hingenommen. Die Qualifikation fürs Gymnasium habe ich wegen der 
5 in Mathe trotzdem nicht bekommen.  

Hä? Wo bist du denn bitte behindert? 

Heute bin ich 21 Jahre alt. Ich habe meine Fachoberschulreife mit einem 
Durchschnitt von 2,8 abgeschlossen. Ich habe eine abgeschlossene 
Berufsausbildung in der Tasche. Ich mache Sport und möchte nächstes Jahr an 
einem Marathon teilnehmen. Meine Behinderung sieht und merkt mir keiner an. Und 
trotzdem ist sie da. Jeden Tag. Ich werde fast täglich daran erinnert, dass ich 
irgendwie anders bin. Im Sommer, gehe ich selten ins Schwimmbad. Ich kann nicht 
schwimmen. Mein Gehirn bekommt es koordinationsmäßig nicht hin, dass ich Arme 
und Beine gleichzeitig bewegen muss, um mich im Wasser fortzubewegen. Ich 
mache auch keine Fahrradtour mit Freunden. Ich kann kein Fahrrad fahren. Mein 
Gehirn bekommt es gleichgewichtsmäßig nicht hin, dass ich mich auf ein Fahrrad 
setze.  

Wenn dir niemand deine physische oder psychische Einschränkung anmerkt, ist es 
schwierig den Leuten klar zu machen, wo deine Grenzen sind. Du erntest 
Missverständnis, Bewunderung oder neugierige Blicke. Eine gute Freundin von mir 
hat Epilepsie. Und eine Andere hat nur einen Lungenflügel. Und wir alle werden 
angeguckt und gefragt: „Hä? Wo bist du denn bitte behindert? oder dir werden 
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Löchern in den Bauch gefragt warum hast du das? Und wie wirkt sich das denn aus? 
Wie jetzt, du kannst kein Fahrrad fahren? Warum das denn nicht?“ 

Ich finde ehrliches Interesse sehr schön. Dann rede ich gerne über meine Krankheit 
und darüber, was ich wegen ihr alles nicht kann. Aber sobald ich Bewunderung in 
den Augen meiner Mitmenschen sehe, stoppe ich meistens. Bewunderung für 
andere empfinden tut jeder und diese Empfindung ist nur menschlich. Aber ich bin 
nicht der Affe im Zoo. Ich bin ein Mensch, wie jeder andere auch. Jeder hat sein 
Päckchen zu tragen, egal in welcher Form und meistert trotzdem sein Leben. Ich 
habe meins unter schärferen Bedingungen gemeistert, als manch anderer und tue 
dies immer noch. Aber ich kenne es nicht anders, weshalb diese Bedingungen für 
mich normal sind. Ich will nicht für etwas völlig normales bewundert werden. Ich bin 
ein Mensch wie jeder andere auch. Nur eben irgendwie anders. 

■ 
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Rundschreiben I Nr. 16 / 2016 
 
 
 
zum Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 08. April 2016 hinsichtlich des Zeit-
punkts der Beteiligung der Beschäftigtenvertretungen an dienstlichen Beurteilungen 
 
 
Mit diesem Rundschreiben weise ich auf den Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 
08. April 2016 – Aktenzeichen 26 L 371.15 – hin: 
 
Dort heißt es, „dass die Mitwirkung des Personalrats nach § 90 Nr. 7 Personalvertretungsgesetz 
Berlin (PersVG) gemäß § 84 Abs. 1 PersVG – ebenso wie die Beteiligung der Frauenvertreterin 
nach § 17 Abs. 1 und 2 Landesgleichstellungsgesetz - vor der Durchführung der beabsichtigten 
Maßnahme zu erfolgen hat, also nicht erst nach der Eröffnung der dienstlichen Beurteilung“ 
(vgl. Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 08. April 2016; Aktenzeichen 26 L 371.15; 
zitiert nach juris, Rn. 21). 
 
Es bestehen keine Bedenken, wenn innerhalb der Laufbahnfachrichtung des allgemeinen Ver-
waltungsdienstes bei der Erstellung von Beurteilungen wie folgt vorgegangen wird: 
 

1. Der zu beurteilenden Beamtin bzw. dem zu beurteilenden Beamten wird nach Abstim-
mung mit der Zweitbeurteilerin bzw. dem Zweitbeurteiler eine Ablichtung des Entwurfs 
der dienstlichen Beurteilung zur Kenntnis und freigestellten Stellungnahme gegeben. 

 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport, 10863 Berlin (Postanschrift) 

Per E-Mail 
 

An die Senatsverwaltungen (einschließlich Senatskanzlei) 
die Verwaltung des Abgeordnetenhauses 
die Präsidentin des Verfassungsgerichtshofes 
die Präsidentin des Rechnungshofes 
die Berliner Beauftragte für Datenschutz  
 und Informationsfreiheit 
die Bezirksämter 
die Sonderbehörden 
die nichtrechtsfähigen Anstalten 
die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
 des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit 

 
nachrichtlich: 
 
an den Hauptpersonalrat 

die Hauptschwerbehindertenvertretung 
 

Geschäftszeichen  (bitte angeben) 

I D 2Ro-0496/RS Beteiligungszeitpunkt 

Bearbeiterin: Frau Rosenau 

Dienstgebäude Berlin-Mitte 

Klosterstraße 47, 10179 Berlin 

Zimmer 2708 

Telefon (030) 90223 – 2508 

Vermittlung (030) 90223 – 0 

intern  9223 – 2508 

PC-Fax (030)    9028 – 4314 

E-Mail ID2@seninnsport.berlin.de  
Elektronische Zugangsöffnung gemäß 
§ 3a Abs. 1 VwVfG: 
poststelle@seninnsport.berlin.de 

Internet www.berlin.de/sen/inneres 

 

Datum            21. Oktober 2016 
 

http://www.berlin.de/sen/inneres
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2. Der ggf. überarbeitete Entwurf und auf Wunsch der Beamtin bzw. des Beamten etwaige 
Stellungnahmen werden nacheinander ggf. der Schwerbehindertenvertretung zur Anhö-
rung nach § 95 Abs. 2 SGB IX, der Frauenvertreterin zur Beteiligung nach § 17 Abs. 2 
LGG und dem Personalrat zur Mitwirkung nach §§ 84 Abs. 1, 90 Nr. 7 PersVG vorge-
legt. 

 
3. Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens wird die Beurteilung durch die Erstbeurteile-

rin bzw. den Erstbeurteiler und die Zweitbeurteilerin bzw. den Zweitbeurteiler erstellt und 
der Beamtin bzw. dem Beamten eröffnet. 

 
Dieses Rundschreiben ist unter www.berlin.de/politik-und-verwaltung/rundschreiben abrufbar.  
 
Im Auftrag 
Theis 

http://www.berlin.de/politik-und-verwaltung/rundschreiben
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